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Öffentlich geförderte Beschäftigung im Rahmen des Kon-
zepts "Forsten und Tourismus" durch ThüringenForst

Der Verein Ökoland-Landschaftsgestaltung e. V. leistet seit vielen Jah-
ren einen erheblichen Beitrag im Rahmen des Konzepts "Forsten und 
Tourismus" im Auftrag von ThüringenForst und nutzt dabei Möglichkeiten 
öffentlich geförderter Beschäftigung, um Langzeitarbeitslosen und Men-
schen mit Handicap in sinnvolle und notwendige Beschäftigung zu brin-
gen. Mit der Kofinanzierung durch ThüringenForst wurden Leistungen 
erbracht, die der Umsetzung des Thüringer Waldgesetzes hinsichtlich 
der Gewährleistung der Erholungsfunktion des Waldes und des Natur-
schutzes dienten und dabei auch die Attraktivität des Thüringer Waldes 
zu touristischen Nutzung erhöht haben. Diese Leistungen sind auch in 
Zukunft unverzichtbar. Wie Ökoland-Landschaftsgestaltung e. V. nun mit-
teilte, sollen die dafür bereitzustellenden Mittel erheblich gekürzt werden, 
so dass das Konzept für die nächsten Jahre infrage steht.

Ich frage die Landesregierung:

1.	 In welcher Höhe hat ThüringenForst in den letzten fünf Jahren das 
Konzept "Forsten und Tourismus" finanziert?

2.	 Welchen Gesamtaufwand hat ThüringenForst in den vergangenen 
fünf Jahren im Bereich des Waldtourismus erbracht und welche Kon-
sequenzen hätte zukünftig eine Mittelkürzung?

3.	 Was beinhaltet das oben genannte Konzept zur langfristigen Qua-
litätssicherung der touristischen Infrastruktur im Thüringer Wald?

4.	 Welche Auffassung vertritt die Landesregierung zu der Tatsache, 
dass durch eine vorzeitige Beendigung der Arbeitsverhältnisse we-
gen möglicher Nichtbereitstellung finanzieller Mittel im Jahr 2018 eine 
Rückzahlung und mögliche Insolvenz des Maßnahmeträgers droht?
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